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SEHR GEEHRTE DAMEN UND HERREN, 

LIEBE FREUNDE, 

KEIN GELD MEHR FÜR GRIECHENLAND. Die griechische Regie-
rung hat wieder einmal einen Etappensieg errungen. Griechenland soll 
mittel- bis langfristig entlastet werden – beim Schuldendienst. Derzeit 
wird zwar ein viertes Griechenland-Rettungspaket noch nicht öffentlich 
ins Spiel gebracht, das braucht es zum jetzigen Zeitpunkt auch nicht, 
denn vom aktuellen (dritten) Rettungspaket sind erst 21,4 von 86 Milli-
arden Euro ausgezahlt. Die aktuellen Winkelzüge Athens dienen lediglich 
dazu, dass die Geldgeber die nächste (Teil-)Tranche zahlen. 

Ich erachte es als meine Pflicht, keine Steuergelder in ein 

Fass ohne Boden zu kippen. Und es ist auch für den Laien ein 

Leichtes, die Versprechungen der griechischen Regierung als 

Luftschlösser zu enttarnen. 

EEG-NOVELLE 2016. Es ist dringend geboten, die Kosteneffizienz und 
die Marktintegration der erneuerbaren Energien erheblich zu steigern. 
Sie müssen durch Ausschreibungen und Direktvermarktung sukzessive 
von der Kinderwiege in die Marktwirtschaftlichkeit überführt werden 
und sich auf Dauer finanziell selbst tragen. Nur dann sind Umweltschutz 
und Wirtschaftlichkeit der Energiewende überhaupt nachhaltig.  

SOZIALHILFE FÜR EU-BÜRGER. Nach Auffassung des Bundesso-
zialgerichtes (BSG) stehen nicht erwerbstätigen EU-Bürgern in Deutsch-
land Sozialhilfe-Leistungen zu – unabhängig davon, ob sich die Person je 
um Arbeit bemüht hat oder gar illegal im Lande ist. Dagegen gehen wir 
jetzt mit einem Gesetzentwurf vor. Es muss auch weiterhin der Grundsatz 
gelten, dass nur diejenigen in den Genuss von Sozialleistungen kommen, 
die bei uns gelebt, gearbeitet und eingezahlt haben.
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EEG-NOVELLE 2016 

Bereits in der EEG-Novelle 2014 haben wir uns 
auf technologiespezifische Ausbaukorridore für 
erneuerbare Energien verständigt. Die jährliche 
Ausbaukapazität von Onshore Windkraft wurde 
dabei auf 2.500 MW netto begrenzt. Diese Maß-
nahme war längst überfällig, um dem uferlosen 
Wildwuchs der Erneuerbaren, respektive der 
Windkraft, Herr zu werden.  

Ungeachtet dieser gesetzlichen Vorgaben schrei-
tet der Windenergieausbau jedoch in einem 
Tempo voran, das weder mit dem vereinbarten 
Korridor, noch mit dem Netzausbautempo in 
Einklang steht. Infolgedessen haben sich seit 
2010 die Kosten für das Netzengpassmanage-
ment verfünfundzwanzigfacht und in steigenden 
Netzentgelten niedergeschlagen. Die Verbrau-
cher zahlten allein dadurch im vergangenen Jahr 
eine viertel Milliarde Euro Entschädigungen für 
nie erzeugten grünen Phantom-Strom. 

Noch wesentlich desaströser fällt die Bilanz der 
EEG-Umlage aus. Seit 2010 ist sie um 310 Pro-
zent gestiegen. Finanzielle Anreizmechanismen 
wie die planwirtschaftliche Einspeisevergütung 
haben zu einer völlig verzerrten und renditege-
triebenen Ausbaulogik geführt, die im vergange-
nen Jahr 24 Milliarden Euro verschlungen hat. 
Netzentgelte und Öko-Umlage machen dadurch 
mittlerweile über 40 Prozent der Stromrech-
nung privater Haushalte aus.  

Einerseits brüsten sich die Profiteure der Erneu-
erbaren mit einem Strommixanteil von mittler-
weile über 30 Prozent – mehr als alle anderen 
Energieträger. Andererseits berufen sie sich bei 
der als Markteinführungshilfe konzipierten 
Ökostrom-Förderung nach wie vor auf den Wel-
penschutz. Das passt nicht zusammen.  

Im Übrigen muss mit der irrigen Annahme auf-
geräumt werden, das EEG und der Ausbau der 
Erneuerbaren trügen zu den Klimaschutzzielen 
bei. Zwischen 2010 und 2015 hat sich der Anteil 
der Erneuerbaren am Strommix zwar verdop-
pelt, die Gesamtleistung der Windkraft sogar na-
hezu vervierfacht. Im gleichen Zeitraum 
stagnierten die CO2-Emissionen hingegen und 
stiegen zuletzt sogar wieder leicht an. Die CO2-

Emissionen sind nämlich bereits durch das 
Emissionshandelssystem gedeckelt. Etwaige 
CO2-Minderungen durch die Expansion der Er-
neuerbaren führen lediglich dazu, dass CO2-Zer-
tifikate ins Ausland verlagert werden. Dieses 
„carbon leakage“ rettet nicht das Weltklima, ge-

fährdet aber tausende Arbeitsplätze durch das 
Abwandern energieintensiver Industrien. 

Die diesjährige EEG-Novelle zielt zwar folge-
richtig auf mehr Marktnähe und Wettbewerb ab, 
geht dabei aber noch nicht weit genug. Im Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie werde ich 
mich daher dafür einsetzen, die geplante EEG-
Reform an entscheidenden Stellen deutlich zu 
verschärfen:  

- Der Ausbau der Erneuerbaren muss zwin-
gend mit dem Ausbau der Netze synchroni-
siert und folglich gebremst werden. Erstens 
droht ansonsten ein weiterer Kontrollverlust 
über die Kosten netzbedingter Abregelung 
der Anlagen (Redispatch). 1,2 Mrd. Euro 
werden dafür bereits fällig. Hinzu kommen 
die irrsinnigen Entschädigungen, die Öko-
Anlagen erhalten, wenn ihr unkontrolliert 
erzeugter Strom gerade nicht gebraucht 
wird. Zweitens werden dadurch Netzstabili-
tät und Versorgungssicherheit gefährdet. Die 
Netzbetreiber regeln schon jetzt am Limit, 
die Zahl der Netzeingriffe geht seit Beginn 
der Energiewende durch die Decke. Die Be-
schwerden unserer netztechnisch mit uns 
verbundenen europäischen Partnerländer 
über die Netzbelastung durch unsere volati-
len Erneuerbaren häufen sich. Die Lösung 
wäre denkbar einfach: Wenn der Strom-
transport zum Verbraucher nicht gesichert 
ist, darf nicht gebaut werden. 

- Die EEG-Vergütung bei negativen Strom-
preisen muss gestrichen werden. Die Diskre-
panz zwischen der zugesicherten Vergütung 
von Öko-Strom und dem tatsächlich erziel-
ten Börsenstrompreis klafft ohnehin schon 
gewaltig auseinander. So prognostizieren die 
Übertragungsnetzbetreiber für das Jahr 
2016 Auszahlungen an die Grünstrom-Profi-
teure in Höhe von 24,7 Mrd. Euro. Dem ste-
hen prognostizierte Vermarktungserlöse an 
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der Strombörse von lediglich 1,5 Mrd. Euro 
gegenüber. Den Differenzbetrag darf der 
Verbraucher über die EEG-Umlage finanzie-
ren. In welchem anderen Gewerbe wird Leis-
tung bezahlt, für die keine Nachfrage 
besteht? 

- Darüber hinaus müssen wir die strikte Ein-
haltung des vereinbarten Ausbaukorridores 
durchsetzen. Wenn wir die aktuelle Zu-
baudynamik der Windenergie nicht durch-
brechen, werden wir den oberen Rand 
unserer Zielmarke deutlich überschreiten. 
Die Regulierung der Energiewende und die 
Beherrschung ihrer Kosten dürfen wir je-
doch auf keinen Fall aus der Hand geben. Ge-
rade deshalb ist es wichtig, dass eine 
Mengensteuerung über das Ausschreibungs-
modell im EEG 2016 fest verankert wird. 
Überschießender Windausbau jenseits die-
ses Korridores ist durch entsprechende Min-
dermengen in der Ausschreibung zu 
kompensieren. 

- Die Winkelzüge der Öko-Förderung haben 
absurde Züge angenommen. Nicht nur erhal-
ten Anlagenbetreiber Einspeisevorrang vor 
allen anderen Energieträgern, Entschädi-
gungen wenn ihr Strom nicht gebraucht wird 
und Vergütungssätze weit jenseits des 
Marktpreises. Sie erhalten zudem auch Boni, 
wenn sie ihre Windräder auf einem ineffi-
zienten Schwachwind-Standort platzieren. 
Das Zauberwort heißt Referenzertragsmo-
dell: Liegt die Windleistung eines Standortes 
beispielsweise 30 Prozent unterhalb des de-
finierten 100-Prozent-Standortes, erhält der 
Projektierer eine erhöhte Förderung um den 
entsprechenden Faktor. Kein Wunder also, 
dass sich in unzähligen Gemeinden Bürger 
gegen die Verschandelung ihrer Heimat 
durch Windkraftanlagen wehren, die sich 
Dreiviertel des Jahres nicht drehen – die 
Rendite sprudelt trotzdem.  

- Und damit nicht genug: Da dezentrale EE-
Anlagen verbrauchsnah in die untergelager-
ten Netzebenen einspeisen, werden Kosten 
für die Netznutzung in den vorgelagerten 
Hochspannungs-Netzebenen eingespart. 

Doch statt diese Ersparnis dankbar hinzu-
nehmen und kostensenkend auf die EEG-
Umlage wirken zu lassen, erhalten die Be-
treiber eine Gutschrift für die dadurch ver-
miedenen Netzentgelte. Wo bleiben 
eigentlich die Kfz-Prämien für das Nichtbe-
fahren der Bahnschienen? 

Ungeachtet dessen müssen wir auch den Volks-
sport „Industriegängelung“ sofort beenden. Das 

BMWi hatte zugesagt, eine besondere Aus-
gleichsregelung für energieintensive Unterneh-
men mit einer Stromintensität zwischen 14 und 
17 Prozent vorzulegen. Dem muss das Ministe-
rium unverzüglich nachkommen. Ab dieser Ein-
gangsschwelle sollen Betriebe von der EEG-
Umlage befreit werden. Reihenweise werden 
Mittelständler an den Rand der Existenz ge-
drückt, weil die Umlagebelastung ihre Brutto-
wertschöpfung auf einen Schlag zweistellig 
verteuert. Alles andere würde Unternehmen fa-
talerweise dazu anreizen, Arbeitsplätze abzu-
bauen, um den Stromkostenanteil künstlich zu 
steigern: das kann nicht das Ziel sein. Über Ge-
winnmargen wie in der Öko-Industrie kann sich 
schließlich nicht jeder freuen. 

Es ist dringend geboten, die Kosteneffizienz und 
die Marktintegration der erneuerbaren Energien 
erheblich zu steigern. Sie müssen durch Aus-
schreibungen und Direktvermarktung sukzes-
sive von der Kinderwiege in die 
Marktwirtschaftlichkeit überführt werden und 
sich auf Dauer finanziell selbst tragen. Nur dann 
sind Umweltschutz und Wirtschaftlichkeit der 
Energiewende überhaupt nachhaltig. 

 

WO MILCH UND HONIG FLIEßEN 

Für Kopfschütteln sorgten zum Jahreswechsel 
mehrere Urteile des Bundessozialgerichtes 
(BSG), nach denen nicht erwerbstätigen EU-
Bürgern in Deutschland Leistungen der Sozial-
hilfe zugesprochen wurden. Ansprüche nach 
dem SGB II sind davon zwar ausgeschlossen, so-
fern der EU-Ausländer nicht bereits zuvor in 
Deutschland gearbeitet hat. Allerdings spricht 
das Gericht dieser Personengruppe Sozialhilfe-
Leistungen nach dem SGB XII zu. In den ersten 
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